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Aktenzeichen: 1 ABR 80/89Bundesarbeitsgericht 1. Senat Beschluß vom 26. April 1990- 1 ABR 80/89 -
I. Arbeitsgericht Karlsruhe Beschluß vom 9. Juli 1987 - 3 BV 4/87 -
II. Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg (Mannheim)

0 Beschluß vom 22. Februar 1989 
- 12 TaBV 7/87 -

Für die Amtliche Sammlung: Für die Fachpresse:Für das Bundesarchiv:
Nein
NeinNein

Entscheidungsstichwort:
Einseitige Erledigungserklärung im Beschlußverfahren

Gesetz: ArbGG § 83 a Abs. 2 und 3> § 80 Abs. 2, .§ 81 Abs. 2,§ 87 Abs. 2 Satz 3, § 92 Abs. 2 Satz 3; ZPO § 91 a; BetrVG 
§ 99 Abs. 4, § 100 Abs. 3, § 101

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Parallelentscheidung zur Entscheidung des Senats vom 26. 
April 1990 - 1 ABR 79/89 -
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1 ABR 80/89
12 TaBV 7/87 Baden-Württemberg (Mannheim)
Verkündet am 
26. April 1990
Zeuner, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

" BesßhlaiB
unter Beteiligung

In dem Beschlußverfahren
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hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts in der Sit­
zung vom 26. April 1990 durch den Präsidenten Professor Dr. 
Kissel, die Richter Matthes und Professor Dr. Weller sowie 
den ehrenamtlichen Richter Dr. Stadler und die ehrenamtli­
che R^chterin Lappe beschlossen:

Das Verfahren wird eingestellt, da es sich in 
der Hauptsache erledigt hat. Der Beschluß des 
Arbeitsgerichts Karlsruhe vom 9. Juli. 1987 
- 3 BV 4/87 - und der Beschluß des Landesar­
beitsgerichts Baden-Württemberg vom 22. Febru-

*
ar 1989 - 12 TaBV 7/87 - sind gegenstandslos.*

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

G r ü n d e  :

A. Die Antragstellerin, die Fraunhofer-Gesellschaft zur Förde­
rung der angewandten Forschung e.V. (im folgenden nur Arbeitge­
ber) betreibt in mehreren Instituten naturwissenschaftliche For­
schungen. Die einzelnen Institute sind selbständige Betriebe, die 
jeweils einen Betriebsrat, gewählt haben.

Die Beteiligten streiten im vorliegenden Verfahren sowie in 
einer Reihe weiterer Verfahren darüber, ob der Betriebsrat seine 
Zustimmung zur Eingruppierung von Mitarbeitern zu Recht verwei­
gert hat, deren Eingruppierung der Arbeitgeber den sogenannten
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"Absenkungserlaß" des Bundesministers des Innern vom 27. Dezem­
ber 1983 zugrunde gelegt hat.

Der Arbeitgeber beantragte im Jahre 1986 beim Betriebsrat 
die Zustimmung zur Eingruppierung eines wissenschaftlichen Mit­
arbeiters nach Maßgabe des Absenkungserlasses. Der Betriebsrat 
hat seine Zustimmung u.a. mit der Begründung verweigert, der Ab­
senkungserlaß werde unter Verletzung seines Mitbestimmungsrechts 
nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG angewandt. Der Arbeitgeber hat 
daraufhin beim Arbeitsgericht beantragt, die Zustimmung des Be­
triebsrats zu der geplanten Eingruppierung zu ersetzen. Das Lan­
desarbeitsgericht hat dem Antrag stattgegeben.

Gegen diese Entscheidung hat der Betriebsrat die vom Senat 
zugelassene Rechtsbeschwerde eingelegt, mit der er seinen Abwei­
sungsantrag weiterverfolgt.

Im Laufe des Rechtsbeschwerdeverfahrens ist mit Wirkung vom 
1. Januar 1990 der Absenkungserlaß aufgehoben worden. Der wissen­
schaftliche Mitarbeiter ist seitdem mit Zustimmung des Betriebs­
rats gemäß der Anlage 1 a zum BAT eingruppiert. Der Arbeitgeber 
hat daraufhin mitgeteilt, für ihn mache die Fortsetzung des Ver­
fahrens keinen Sinn. Der Betriebsrat hat erklärt, er halte das 
Verfahren nicht für erledigt und stimme einer Rücknahme des Zu­
stimmungsersetzungsantrages nicht zu.

B. Der Senat hat das Verfahren eingestellt, da es durch die 
Aufhebung des Absenkungserlasses und durch die mit Zustimmung des 
Betriebsrats erfolgte Eingruppierung des betroffenen Arbeitneh­
mers nach der Anlage 1 a zum BAT erledigt ist.
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Der Arbeitgeber hat das Verfahren für erledigt erklärt, der 
Betriebsrat dieser Erklärung widersprochen.

Erklärt der Antragsteller eines Beschlußverfahrens das Ver­
fahren für erledigt und widersprechen Beteiligte der Erledigungs­
erklärung, so hat das Gericht lediglich zu prüfen, ob ein erle­
digendes Ereignis eingetreten ist. Ein erledigendes Ereignis 
liegt vor, wenn nach Rechtshängigkeit des Antrages tatsächliche 
Umstände eingetreten sind, aufgrund derer der Antrag jedenfalls 
jetzt als unzulässig oder'unbegründet abgewiesen werdert müßte. 
Darauf, ob der Antrag ursprünglich zulässig und begründet war, 
kommt es nicht an. Ist ein erledigendes Ereignis eingetreten, so 
ist das Verfahren entsprechend § 83 a Abs. 2 ArbGG einzustellen. 
Das hat der Senat in seiner Entscheidung vom 26. April 1990 
- 1 ABR 79/89 - eingehend begründet. Die Entscheidung ist den Be­
teiligten bekannt. Darauf wird hier verwiesen.

Der Antrag des Arbeitgebers auf Ersetzung der Zustimmung des 
Betriebsrats zu der geplanten Eingruppierung hat sich erledigt, 
weil die Eingruppierung nach Maßgabe des Absenkungserlasses mit 
der jetzt erfolgten Eingruppierung entsprechend der Anlage 1 a 
zum BAT beendet worden ist und daher der Antrag auf Ersetzung der 
Zustimmung des Betriebsrats zu der Eingruppierung nach Maßgabe 
des Absenkungserlasses unbegründet geworden ist. Auch das hat der 
Senat in der genannten Entscheidung im einzelnen begründet.

Dr. Kissel Matthes Dr. Weller
Dr. Stadler Lappe
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